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Mit dem Electronic Government Barometer geht die Schweiz einen bislang einzigartigen Weg im internationalen Vergleich. Sie erhebt regelmässig bei sämtlichen Verwaltungsstellen auf allen drei staatlichen Ebenen den Stand der Entwicklung im E-Government. Dabei beschränkt sie sich nicht auf die Webauftritte, wie dies die bekannten internationalen Studien tun. Sie geht zusätzlich der Frage nach, wie die einzelnen Elemente integriert werden, und wie das Management des E-Government in den Verwaltungen stattfindet. Schliesslich stellt sie die Entwicklung auch in den Zusammenhang mit externen Kontextfaktoren wie etwa die Politik und das Recht. Das Ergebnis ist eine einzigartige Fülle an Daten, die zu unterschiedlichen Zwecken ausgewertet werden kann und sowohl für die Forschung wie für die Praxis wertvolle Inputs liefert.
Die Schweiz im internationalen Vergleich, und weshalb sie ein E-Gov Barometer braucht

Die Schweiz gilt als reiches und entwickeltes Land. Ihre Verwaltung behauptet von sich, sie sei effizient und effektiv. Für die Ansiedlung von Headquarters internationaler Firmen ist sie attraktiv, was auch von international vergleichenden Studien bestätigt wird (Wanner 2003). Erschwerende Faktoren wie etwa Korruption kennt die Schweiz kaum (Transparency International 2004), und die fehlenden Rohstoffe werden durch überdurchschnittliche Arbeitskraft wieder wett gemacht (Porter et al. 2004). Kein Grund also, sich über die wirtschaftliche Entwicklung Sorgen zu machen - würde man meinen. Allerdings zeigen neuere Indikatoren, dass der Trend für die Schweiz eher negativ aussieht: Im neuesten Global Competitiveness Report wird 'inefficient bureaucracy' als 'the most problematic factor for doing business' genannt (Porter et al. 2004). Der gleiche Bericht zeigt auch, dass die 'government prioritization of ICT' weltweit lediglich auf Rang 47 steht, gemeinsam mit China, Madagascar und Jamaica, während die internet Anwender Rang 23 einnehmen. Schliesslich liegt die Schweiz in international vergleichenden Studien eher im Mittelfeld. Zwar belegt sie Platz 8 in der E-Government Readiness der UNO (United Nations 2003), aber im Vergleich mit entwickelten Ländern ist das Internet-Angebot im Governmentbereich bescheiden, im europäischen Vergleich landet sie gar in der Schlussgruppe (Cap Gemini Ernst & Young 2005; European Commission 2003).
Ursachen für diese international mediokre Stellung werden an verschiedenen Orten vermutet. Der ausgeprägte Föderalismus führt zu einer Aufsplitterung der Entscheidungen: etwa 3'000 politische Behörden bestimmen autonom, was sie in Sachen E-Government unternehmen möchten - und diese Behörden haben die Entscheidungsvorbereitung an subalterne öffentliche Bedienstete delegiert, denen ein nationales Ganzheitlichkeitsinteresse oft völlig abgeht. Eine zentrale Strategie gibt es bislang nicht, und die Autonomie der Kantone und Gemeinden geniesst höhere Priorität als die technische Entwicklung der Verwaltung. In Canada, so Gibbins (2002), droht ICT diese föderalistischen Strukturen zu unterwandern bzw. zu schwächen. Nicht so in der Schweiz. Hier ist das Bedürfnis nach Unabhängigkeit der sub-nationalen Ebene vom Bund (und von einander) nach wie vor stärker als die wahrgenommene Notwendigkeit einer harmonisierten und standardisierten Entwicklung des E-Government im Land. Gleichzeitig besteht in diesem Land ein sehr hoher Datenschutz, der beispielsweise bisher die Einführung eines einheitlichen Personenidentifikators verhindert hat. Er führt aber auch dazu, dass die Schaffung gesetzlicher Grundlagen für einen weiteren Ausbau des E-Government nur sehr zögerlich voran schreitet. Schliesslich sind zwar die Mittel und die Fähigkeiten für die Einführung von E-Government in den Verwaltungen vorhanden, aber es fehlt der Wille und die Konsequenz, die Implementation vorwärts zu treiben. All diese Informationen liefert allerdings keine der international vergleichenden Studien, sondern sie sind entweder implizit bei den Spezialisten vorhanden, oder aber sie werden in einer gesonderten Studie innerhalb der Schweiz erhoben. Die Schwäche der internationalen Studien liegt nämlich darin, dass sie sich - aus vergleichender Sicht durchaus korrekt - auf das Angebot im Web konzentrieren, dabei aber die Strukturen hinter dem Webauftritt vernachlässigen (Cap Gemini Ernst & Young 2005).
Damit die Entwicklung in der Schweiz detaillierter verfolgt, und vor allem, damit für die strategische Führung des E-Government relevante Information verfügbar gemacht werden kann, wurde ein quantitatives Erhebungstool geschaffen: das Electronic Government Barometer. Es ist in der Lage, nicht nur die Entwicklung des Angebots, sondern auch die förderlichen und hinderlichen Faktoren zu ermitteln, die zu dieser Entwicklung beitragen.

Das Electronic Government Barometer

Das Electronic Government Barometer basiert auf einem konzeptionellen Modell, das speziell für die Evaluation von E-Gov Projekten und die davon betroffenen Organisationen entwickelt wurde (Schedler, Summermatter, and Schmidt 2004). Es umfasst vier Gruppen von E-Government Anwendungen, nämlich die Public Services (ePS), die Democracy and Participation (eDP), die Production Networks (ePN), und die Internal Collaboration (eIC). Unter die ePS fallen sämtliche Leistungsangebote der Verwaltung, die über das Internet bezogen werden können, sowohl für Private wie auch für Firmen. Das Feld eDP enthält alle elektronischen Massnahmen, die den Entscheidungs- und Beteiligungsprozess im politisch-administrativen System abbilden. Als Demokratie gilt dabei die formelle Mitwirkung des Volkes an politischen Entscheiden (also Wahlen und Abstimmungen), als Partizipation jede Art des informellen Einbezugs von Bevölkerungsgruppen in Entscheide, meist auf Ebene Verwaltung. Beispiele für Partizipation sind Bürgerforen, Konsultativabstimmungen, Quartierversammlungen. Die ePN umfassen die Kooperation der Verwaltung mit Dritten, also mit Privaten, Non-Profit Organisationen und anderen Verwaltungen. Die eIC schliesslich bildet das interne Nervensystem, das die drei anderen miteinander verbindet. Sie umfasst etwa Workflow-Systeme, Datendrehscheiben, Interne Kommunikations- und Wissenssysteme. Die vier Elemente des E-Government haben sehr unterschiedliche Charakteristika: Die ePS zielen auf Kunden, Effektivität der Leistungsgestaltung und damit auf Individualisierung; die eDP zielen auf Bürger, Einbezug der Interessen und damit auf Gleichheit im Zugang; die ePN zielen auf Unternehmen, Effizienz der Leistungserbringung und damit auf Standardisierung; die eIC zielen auf Mitarbeiter der Verwaltung, Integration und Automation. Sie bilden die abhängigen Variablen im Untersuchungsmodell. 
Als unabhängige Variablen wurden zwei Gruppen definiert: a. das Umfeld mit Politik, Technologie, Recht und Gesellschaft, und b. Massnahmen im Management des Electronic Government mit den Feldern Strategy, Structures, Organizational Capacity, and Culture. Damit wird das E-Government in einen externen und einen internen Kontext eingebettet, in dem es sich entwickelt. Letztlich, so die Erwartung der Autoren, ist die Implementation von E-Government nicht ein Problem der Technologie, sondern der Anschlussfähigkeit an den organisatorischen Kontext. Relevant sind Faktoren wie die Unterstützung der Verwaltungsführung, Akzeptanz der Mitarbeitenden, Erfolgschancen der Beteiligten.
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Abbildung 1 Modell des E-Government Barometers
Das Electronic Government Barometer definiert für jedes dieser Felder Fragen, die den gegenwärtigen Stand der Entwicklung erheben. Es wird seit 2002 in einem jährlichen Turnus durchgeführt und befragt schriftlich sämtliche Verwaltungseinheiten der Schweiz, auf allen drei staatlichen Ebenen (nationale, kantonale, und lokale Ebene). Insgesamt ca. 4'500 Fragebogen werden jeweils im Herbst versandt, wovon mit einem Rücklauf von ca. 25 % gerechnet werden darf. Diese Art der Befragung erlaubt es, für jedes Jahr einen Querschnitt über den Stand des E-Government in der Schweiz zu erheben. Es ist damit ein wichtiges Informationsinstrument für die Entscheidungsgremien in diesem Land. Die Struktur der Daten erlaubt es, für die Auswertung Cluster zu bilden. Beispiele dafür sind etwa: 
· Auswertung nach Staatsebenen, also Bund, Kantone und Gemeinden

· Auswertung nach Typen von Gemeinden, wie sie in der offiziellen Statistik der Schweiz auch verwendet wird, also z.B. städtische und ländliche Gemeinden.

· Auswertung nach Grössenklassen, finanziellen Bedingungen, oder Aufgaben der befragten Amtsstellen.

Von besonderem Interesse sind jedoch die Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Feldern. So konnte nachgewiesen werden, dass jene Gemeinden, die über eine schriftliche E-Government Strategie verfügen, in ihrer Entwicklung schneller sind als solche ohne Strategie. Oder aber es konnte gezeigt werden, dass die aktive politische Unterstützung des E-Government für seine Entwicklung förderlich ist. Schliesslich wurde deutlich, dass Verwaltungen, die bereits Public Management Reformen hinter sich gebracht haben, in der Einführung des E-Government schneller sind als andere - ein Ergebnis, das sich mit jenen einer unserer Studien in Deutschland deckt (Schedler and Schmidt 2004).

Von besonderem wissenschaftlichem Interesse ist zudem der Vergleich der Entwicklung über die Zeit, also der Längsschnitt. Da uns die Barometerdaten mit Absender vorliegen, können Entwicklungen einzelner Verwaltungsstellen über die Zeit nachverfolgt werden. Wird dies statistisch ausgewertet, so ist es möglich, mit structural equasion models und ähnlichen Verfahren nicht nur die Zusammenhänge der einzelnen Felder, sondern auch die Richtung und Stärke der Beeinflussung zu erheben.

Welche Erkenntnisse liefert das E-Government Barometer?
Aufgrund der Studien konnte die Entwicklung des E-Government in der Schweiz intensiv mitverfolgt werden. Aus dem Barometer-Bericht für das Jahr 2004 lassen sich einige relevante Erkenntnisse heraus ziehen, die nachfolgend beschrieben werden.

1. 
Das Potenzial für eine raschere Entwicklung wäre in den Schweizer Verwaltungen vorhanden

Auf allen drei Ebenen (am stärksten in den Kantonen) sind die Befragten der Meinung, die Mitarbeitenden seien für E-Government vorbereitet und motiviert. Vor allem grössere Verwaltungen investieren dennoch in die weitere Schulung. Zudem ist die Ausstattung mit IT-Mitteln sowie der Zugang zum Internet praktisch durchwegs selbstverständlich, und wo notwendig, werden externe IT Experten engagiert. Dass E-Government vor allem als technisches Projekt angesehen wird, zeigt die Tatsache, dass immer weniger allgemeine Beratung dafür beansprucht wird. Hier liesse sich allenfalls kritisch anmerken, dass wohl die kulturellen Hemmnisse unterschätzt werden, die einer Einführung von E-Government entgegen stehen können.

2. 
Die praktische Bedeutung von E-Government wird im Allgemeinen noch nicht sehr hoch eingestuft

Zwar ist E-Government auf allen drei Ebenen (Bund, Kantone und Gemeinden) zunehmend ein Thema für die Verwaltungführung und die Politik, doch bewegt sich diese Entwicklung auf nach wie vor tiefem Niveau. Auf Gemeindeebene wird beispielsweise der Politik nur gerade von einem Fünftel der Befragten ein positiver Einfluss zugestanden. Die Verbesserung des Images wird von den Gemeinden wie auch den Bundesämtern als ein Hauptmotiv für E-Government angegeben - dabei geben aber genau dieselben Befragten an, kein Problem mit ihrem Image zu haben. Und obwohl die Kosteneinsparung für alle drei Ebenen eine deutliche steigende Bedeutung erfährt, erwartet die Mehrheit der Befragten, dass mit E-Government eher mehr als weniger Kosten entstehen werden. Mit wenigen Ausnahmen - auf Gemeindeebene etwa in den Bereichen Steuern und Einwohnerwesen - scheint E-Government seinen praktischen Nutzen demnach noch nicht aufgezeigt zu haben.

3. 
Das Geld wird als Einschränkung der Möglichkeiten unterschätzt - die Knappheit schafft aber Notwendigkeiten, die eine Chance sein können
Im Vergleich zur ersten Befragung im Jahr 2002 geben heute auf allen Ebenen mehr Befragte an, Projekte hätten wegen Geldmangels abgebrochen oder gekürzt werden müssen. An sich ist dieses Phänomen in der öffentlichen Verwaltung nicht neu: in Zeiten der Rezession wird oft zuerst bei den Investitionen gekürzt, da sie die politisch einfachste Manövriermasse darstellen. Dennoch könnte erwartet werden, dass gerade jetzt Rationalisierungspotenziale ausgeschöpft würden. Damit E-Government aber tatsächlich zu Kosteneinsparungen führt, müssen Entscheide gefällt werden: Prozesse müssen neu definiert und eingesparte Ressourcen (d.h. Stellen) gekürzt werden. Nur dann kann E-Government sein Kostensenkungspotenzial ausschöpfen.

Wichtig ist aber auch die Aussage, dass 50 % der Gemeinden ein jährliches IT Budget von weniger als Sfr. 22'000.-- haben, hingegen 50 % der Kantone mehr als Sfr. 8,4 Millionen. Hier drängen sich aus rein finanzieller Sicht Verbundlösungen auf, die massgeblich von den Kantonen finanziert werden. Gerade kleine Landgemeinden werden nie über die Mittel verfügen, die eine komfortable E-Government Lösung beansprucht, wenn sie isoliert aufgebaut werden muss. Zudem muss von der heute üblichen Praxis weggekommen werden, dass das Rad immer und immer wieder neu erfunden wird. Initiativen wie eVanti (um die Zusammenarbeit in der Schweiz zu fördern) oder eCH (um gemeinsame Standards zu entwickeln) sind daher von besonderer Bedeutung, auch wenn diese im Moment noch eher neutral eingeschätzt wird.

4.
Die Nutzung der technischen Möglichkeiten nimmt langsam, aber dennoch auf breiter Basis zu

Obwohl bislang der Grundtenor unseres Fazits eher kritisch war, so ist dennoch eine spürbare - wenn auch noch langsame - Entwicklung zu erkennen. Das Internet wird auf allen drei Staatsebenen immer selbstverständlicher als Informationsquelle genutzt, was das Bewusstsein für die Wichtigkeit eines eigenen guten Auftritts fördern wird. Innerhalb der Verwaltung, aber auch zwischen den Verwaltungen und sogar mit Dritten wird immer häufiger nicht mehr der schriftliche, sondern der "virtuelle" Weg der Kommunikation gewählt. Häufiger als 2002 werden heute Einkäufe über das Internet getätigt. Für alle drei Ebenen ist die Leistungs- und Qualitätssteigerung die Hauptmotivation für E-Government. Das bedeutet, dass gerade auf diesem Gebiet noch einige Entwicklung zu erwarten sein wird.

Auch die Kundinnen und Kunden nutzen die Angebote deutlich häufiger als noch 2002. Dies gilt für alle drei Ebenen, wobei vor allem die Bundesämter und die Kantone ihre Kundinnen und Kunden am intensivsten in die Weiterentwicklung ihrer Angebote mit einbeziehen. Beim Bund hat die Kundenzufriedenheit mit 31 % eine markante Bedeutungszunahme erfahren. Wird dies konsequent umgesetzt, so dürfte die Nutzung auch zukünftig weiter steigen.

5. 
Das (fehlende) Recht wird zunehmend zu einem Hinderungsgrund

Auf allen drei Ebenen geben heute deutlich mehr Befragte an, fehlende rechtliche Grundlagen würden zu einem Problem für die weitere Entwicklung des E-Government in ihrem Bereich. Ausserdem beklagen etwa 20 % der Gemeinden fehlende Standards für den Datenaustausch mit Dritten, was das E-Government zusätzlich hemmt. Hier dürfte dem Bund eine Schlüsselrolle zufallen, indem er mit einem Bundesgesetz einheitliche Grundlagen für die ganze Schweiz schaffen könnte, damit die Entwicklung weiter gehen kann. Das Beispiel unseres Nachbarlandes Österreich zeigt, dass mit einem klaren Vorgehen auf nationaler Ebene die Entwicklung eines ganzen Landes markant positiv beeinflusst werden kann.

Publikation der Ergebnisse

Die Ergebnisse jeder jährlichen Befragung werden in zwei Gefässen publiziert:

1. Jedes Jahr veröffentlichen wir einen Bericht pro Staatsebene, in dem der jeweils aktuelle Stand der Entwicklung mit Hilfe von deskriptiver Statistik aufgezeigt wird. Jeder Bericht enthält zudem eine Interpretation der Autoren, die den aktuellen Zustand kommentiert. Diese Berichte werden zum einen den antwortenden Verwaltungen sowie den Sponsoren des Barometer zugestellt, zum anderen sind sie auf dem Internet verfügbar (http://www.electronic-government.ch/barometerbericht).
2. Jede teilnehmende Verwaltungseinheit erhält zudem per Email eine individuelle Auswertung ihrer Antworten, die sie in Beziehung zu ihrem Referenzcluster stellt. Für kantonale Ämter sind dies andere Ämter mit ähnlichen Aufgaben (z.B. andere Steuerämter), für Gemeinden andere Gemeinden der gleichen Kategorie. Diese Auswertungen ermöglichen den Verwaltungen eine Art Benchmarking, d.h. sie kann abschätzen, wo sie im Vergleich zu anderen steht.

Sämtliche Publikationen enthalten immer nur anonymisierte Informationen, d.h. die Ergebnisse erlauben es nicht, dass Antworten einer einzelnen Verwaltungsstelle zurück verfolgt werden können. Obwohl die Daten es erlauben würden, wird bewusst auf Rankings und 'best practice' Auswertungen verzichtet. Die individuellen Auswertungen werden gleich nach Versand wieder gelöscht, und die Empfänger kennen zwar ihre eigene Stellung, nie aber die Namen der anderen im Referenzcluster.
Mit der Anonymisierung und dem Verzicht auf - für die Publizität sicher zuträgliche - Rankings soll verhindert werden, dass die Antworten zugunsten einer besseren Position im Ranking verfälscht werden. Das Ziel des Electronic Government Barometer kann nur erreicht werden, wenn er über mehrere Jahre hinweg erhoben werden kann, und wenn die Antworten möglichst den Tatsachen entsprechen. Beides wäre gefährdet, wenn die Ergebnisse für populär-mediale Effekte missbraucht werden könnten. 
Organisation und Weiterentwicklung
Damit das E-Gov Barometer erarbeitet werden kann, müssen eine Reihe organisatorischer Massnahmen getroffen werden, die ich in der Folge kurz beschreiben werde. Finanziert wird das Barometer bislang von einem Konsortium bestehend aus zwei Bundesstellen, drei Kantonen und zwei privaten Software-Firmen. Diese Finanzierungsform hat den Vorteil einer breiten Abstützung, jedoch den Nachteil, dass die Ansprüche von sieben unterschiedlichen Organisationen berücksichtigt werden müssen. Für die Zukunft wird daher versucht, eine rein öffentliche Finanzierung zu finden. Dies steht im Zusammenhang mit einer weiteren Entwicklung: Bund und Kantone der Schweiz benötigen eine entscheidungsrelevante, aufgearbeitete Art der Information zum Stand des E-Government in der Schweiz. Das Barometer liefert dazu zwar nebst anderen Quellen die Grunddaten, ist aber insgesamt zu umfangreich und zu detailliert für die einfache politische Nutzung. Ausserdem stellt es keine Vergleiche mit dem Ausland her, und es berücksichtigt bislang auch nicht die Kundenperspektive. Um die Anforderungen politischer Entscheidgremien besser zu erfüllen, soll daher noch im Jahr 2004 ein so genanntes "Electronic Government Cockpit" entwickelt werden, das durch die öffentliche Hand zu finanzieren sein wird. Es wird im Moment diskutiert, wie stark das Barometer und das Cockpit zusammenhängen und daher aus einer Feder stammen sollten.
Das E-Gov Barometer wird in einem System des Contracting durch die Universität St. Gallen als Leistungserbringer erstellt. Es greift dabei auf die technischen Ressourcen der Universität (Online-Befragungssoftware teleform) und wird von einem wissenschaftlichen Assistenten operativ betreut. Dies ermöglicht eine sehr kostengünstige Lösung. Der Nutzen, der dabei für die Universität entsteht, ist in den umfassenden Daten für die weitere Forschung zu finden.

Die Erfahrungen in der Schweiz haben deutlich gemacht, dass eine jährliche Befragung eine zu hohe Frequenz ist. Die Veränderungen, die jährlich stattfinden, sind zu wenig spannend, als dass sie diesen Aufwand rechtfertigen würden. Ausserdem ist eine gewisse Befragungsmüdigkeit festzustellen, die sich im Rücklauf (Befragung 2002: 36 %, Befragung 2004: 25 %) wie auch in qualitativen Bemerkungen auf den Fragebögen bemerkbar macht. Daher wurde beschlossen, ab 2006 mit zweijährigen Abständen zu arbeiten.

Schliesslich kann aufgrund der Antwortqualität und -häufigkeit eruiert werden, welche Fragen für welche Adressaten nicht beantwortbar oder nicht relevant sind. Die Fragebogen werden für 2006 ff. besser auf die Adressaten abgestimmt, so dass der Einzelne weniger Fragen zu beantworten hat und gleichzeitig die Gesamtqualität der Datenbasis nicht darunter leidet.

Beurteilung

Das Electronic Government Barometer war ursprünglich als Forschungsprojekt angelegt, das als Nebenwirkung auch eine Informationsleistung für die Praxis in der Schweiz liefern soll. Es hat sich in der Zwischenzeit jedoch zu einem Instrument entwickelt, das für die strategische Beurteilung in der Schweiz genutzt wird. Auch in der Öffentlichkeit geniesst es eine hohe Beachtung. Der Bericht zum Stand 2004 wurde allein von uns in fünf Veranstaltungen mit insgesamt knapp 700 Teilnehmenden präsentiert. 

Mit dem E-Gov Barometer ist es gelungen, eine die internationalen Studien ergänzende Informationsquelle für die nationalen und regionalen Entscheidungsgremien zu schaffen. Seine besondere Stärke liegt in der umfassenden Betrachtung des E-Government, die auch die Entscheidungsprozesse, die Kooperationsprozesse sowie die internen Verarbeitungsprozesse mit einbezieht. Nicht zuletzt legt es den Finger auf einen entscheidenden Faktor der Implementation: das Management des Electronic Government. Es hat diesbezüglich nicht nur eine analytisch-deskriptive, sondern auch eine normative Funktion: Durch die Notwendigkeit, Fragen zu Management-Massnahmen im Zusammenhang mit dem E-Government zu beantworten, wurde vielen Verwaltungen überhaupt erst bewusst, wie wesentlich diese Elemente sind. "Führen heisst, die richtigen Fragen stellen", sagt der Volksmund in der Schweiz. Es scheint, dass das E-Government Barometer in diesem Sinne seinen bescheidenen Beitrag an die Weiterentwicklung des E-Government in der Schweiz leisten kann.
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